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Hanse- und Universitätsstadt 
Rostock

Antrag
2021/AN/2262

öffentlich

Entscheidendes Gremium:
Bürgerschaft

Dr. Wolfgang Nitzsche (für den Ortsbeirat Seebad Warnemünde,Seebad 
Diedrichshagen)
Dritte Satzung zur Änderung der Satzung der Hanse- und 
Universitätsstadt Rostock zur Erhebung der Kurabgabe 
(Kurabgabesatzung)
(ehemals Änderungsantrag Nr. 2021/BV/1882-03 (ÄA))
Geplante Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

19.05.2021 Bürgerschaft Entscheidung
18.05.2021 Ausschuss für Wirtschaft und Tourismus Empfehlung

Beschlussvorschlag:

Bei der Verwendung der Kurabgabe ist zu berücksichtigen, dass die Benutzung der 
öffentlichen Toiletten in den prädikatisierten Kurorten Diedrichshagen, Warnemünde, 
Hohe Düne und Markgrafenheide künftig kostenfrei zu erfolgen hat. 

Sachverhalt:
redaktioneller Hinweis:
Der ursprüngliche Beschlussvorschlag aus dem o. g. Änderungsantrag lautete vollständig 
wie folgt: 

„Der Beschlusstext wird wie folgt ergänzt:

Bei der Verwendung der Kurabgabe ist zu berücksichtigen, dass die Benutzung der 
öffentlichen Toiletten in den prädikatisierten Kurorten Diedrichshagen, Warnemünde, Hohe 
Düne und Markgrafenheide künftig kostenfrei zu erfolgen hat.“

Finanzielle Auswirkungen:
keine

gez.
Dr. Wolfgang Nitzsche
Vorsitzender des Ortsbeirates

Anlagen
1 Widerspruch zum Beschluss 2021 BV 1882 öffentlich
2 Erläuterung (ergänzt am 10.05.2021/ red. geändert am öffentlich
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Erläuterung:  

Unterschiedliche Reaktionen auf den Widerspruch vom 5. Mai 2021 haben verdeutlicht, 
dass, ungeachtet der Ausführungen im Widerspruch, es angezeigt ist, die von der 
Verwaltung zugrunde gelegte Sach- und darauf gestützt die daraus folgende Rechtslage 
nochmals zu erläutern.  

Der als Änderungsantrag bezeichnete Antrag war falsch bezeichnet. Er war und ist nicht 
darauf gerichtet, die Kurabgabesatzung zu ändern. Wegen dieses fehlenden engen 
Bezuges zur Beschlussvorlage hat auch das, was auf Vorlage und Antrag hin beschlossen 
wurde, keinen inhaltlich zwangsläufigen gemeinsamen Bezug, der eine Bindung des einen 
zum anderen zur Folge hätte. Das auf Vorlage und Antrag hin beschlossene Beschlossene 
wird daher nicht als ein einheitlicher zwingend zusammen gehörender Beschluss 
gewertet, sondern als zwei isoliert voneinander zu betrachtende Beschlüsse mit jeweils 
eigenständigem Inhalt. 

Nur gegen den Inhalt der gestützt auf den Änderungsantrag hin beschlossen worden ist, 
richtet sich der Widerspruch. Dies lässt sich leicht durch einen Blick auf die Begründung 
untermauern. Der Widerspruch ist nicht gestützt auf eine angenommene Rechtswidrigkeit 
des Beschlossenen, sondern auf die Gefährdung des Wohls der Gemeinde. 

Die Gefährdung liegt nicht darin, dass Kurabgabe, wie in der beschlossenen 
Änderungssatzung vorgesehen, erhoben werden soll, sondern darin,  dass ohne Kenntnis 
der wirtschaftlichen Auswirkungen die Entgeltfreiheit der Nutzung von öffentlichen 
Toiletten beschlossen wurde. Und dies auf einen Antrag hin, der einen Tag vor der Sitzung 
der Bürgerschaft eingereicht wurde und nur durch seine Falschbezeichnung Eingang in die 
Tagesordnung finden konnte. Zudem suggerierte der vermeintliche „Änderungsantrag“, die 
Entgeltbefreiung  zöge keine finanziellen Belastungen nach sich. Wirtschaftliche Nachteile 
indes, werden zwangsläufig entstehen, wobei die nicht gänzlich durch den Einsatz der 
Kurabgabe ausgeglichen werden können, wie dies der Antrag nahe legt.  

fehlender inhaltlicher Zusammenhang von Vorlage und Änderungsantrag  

Innerhalb der Kurabgabesatzung ist geregelt, von wem und unter welchen 
Voraussetzungen Kurabgabe erhoben wird.  

Gegenstand des so bezeichneten Änderungsantrages ist die Absicht, die Nutzung der 
öffentlichen Toiletten im Kurbeitragsgebiet entgeltfrei zu ermöglichen. Zu welchen 
Bedingungen die öffentlichen Toiletten vorgehalten werden, ist an keiner Stelle in der 
Kurabgabesatzung geregelt. Genauso wenig ist geregelt, wofür die, gestützt auf die 
Satzung, erhobenen Kurabgaben Verwendung finden sollen. Diese „Zweckbindung“ ist 
durch § 11 Kurabgabengesetz Kommunalabgabengesetz vorgegeben.  

Weil danach der vermeintliche Änderungsantrag aus keinerlei hier denkbarer Sicht heraus 
auf eine Veränderung der zur Beschlussfassung vorgelegten Kurabgabesatzung dienen 
konnte, musste geprüft werden, welche Bedeutung  dem auf den Antrag hin gefassten 
Beschluss beizumessen ist.  
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Deutung als isolierter Beschluss einzig rechtskonforme Möglichkeit der Auslegung  

Dass es mehrere Auslegungsmöglichkeiten gibt, ist in dem Widerspruch bereits ausgeführt 
worden. Den auf den hier umstrittenen Antrag gefassten Beschluss so zu deuten, wie 
letztlich vorgenommen, ist aus Sicht der Verwaltung die einzig rechtskonforme 
Möglichkeit.  

Den auf den Antrag hin gefassten Beschluss als zwingend mit dem Beschluss zur Vorlage 
verbunden zu deuten und dem Beschlossenen deshalb eine zwangsläufige inhaltliche 
Verbindung beizumessen, war auslegungsmethodisch nicht von vornherein 
ausgeschlossen, führte allerdings zu dem Ergebnis, dass dem beschlossenen Zusatz die 
Bedeutung einer Bedingung unterstellt werden müsste. Nämlich die Bedingung, dass die 
Kurabgabesatzung nur dann als beschlossen anzusehen ist, wenn fortan die öffentlichen 
Toiletten im Kurabgabegebiet entgeltfrei genutzt werden dürfen. Eine solche Deutung war 
aus Sicht der Verwaltung als rechtswidrig anzusehen, weil Beschlüsse von Gemeinde-
vertretungen nach hier vertretener Rechtsauffassung bedingungsfeindlich sind.  

Zudem ist zu berücksichtigen, dass die Rechtslage zur Nutzung der Toilettenanlagen nach 
wie vor eine andere ist. Der Beschluss Nr. 0527/07-BV aus dem Jahre 2008 legt für jede 
dort in der Anlage aufgeführte Toilettenanlage fest, dass die Nutzung entgeltlich erfolgt. 
Aufgezählt sind dort sämtliche Anlagen im Kurbeitragsgebiet. Um die mit dem Antrag 
intendierte Entgeltfreiheit zu erreichen, ist dieser Beschluss zu ändern.  

Dieses Ziel kann dadurch erreicht werden, der Bürgerschaft eine Beschlussvorlage zu 
unterbreiten, die auf eine Änderung des erwähnten Beschlusses aus 2008 hinwirkt.  Die 
Verwaltung indes unter solch irrigen Annahmen zu beauftragen, birgt die Gefahr, zukünftig 
weitere Aufträge zu erteilen, ohne die tatsächlichen wirtschaftlichen Auswirkungen zu 
berücksichtigen. Dies, so zumindest die Auffassung der Verwaltung, ist dem Wohl der HRO 
nicht zuträglich. 
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